
Reis, Hans 

20. März 1888 Eitorf    10. Mai 1943 Köln-Deutz 

Bürgermeister, Kaufmann 

 
 
Der am 20. März 1888 zu Eitorf a. d. Sieg geborene Hans Reis war der älteste Sohn des in 
den Diensten der Stadt Köln stehenden Vermessungsinspektors Joh. Hub. Reis. Er besuchte 
zunächst das Gymnasium in Düren, später die Handelsschule in Köln. Nach Erlangung des 
Berechtigungsscheins für den militärischen Einjährigen-Dienst trat er am 17. April 1906 als 
Supernumerar in den Dienst der Stadt Köln, seit dem 17. April 1913 als Aktuar mit 
Ruhegeldberechtigung und Anspruch auf Hinterbliebenenversorgung und Unfallfürsorge 
angestellt. Er war verheiratet mit Frieda geb. Hoffmann, geb. am 27. Oktober 1894 in St. 
Johann bei Saarbrücken. Sie hatten eine Tochter Frieda, geb. 1915 in Köln. 
 
 Am 22. März 1916 wurde der Stadtaktuar und Leutnant der Reserve Hans Reis einstimmig 
zum neuen Bürgermeister der Stadt Montabaur auf die Dauer von zwölf Jahren gewählt. 
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Reis ist der Nachfolger von → Martin Sauerborn. Aus Anlass des Übertritts des Bürgermeisters 
→ Sauerborn in den Ruhestand fand am 31. März 1916 im Sitzungszimmer der 
Stadtverordnetenversammlung eine Abschlussfeier statt.  
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Mit eines der größten Probleme für Deutschland während des Ersten Weltkrieges war die 
Versorgung von Heer und Heimat mit Lebens- und Futtermitteln. Mit diesem Mangel hatte auch 
die Stadt Montabaur, an ihrer Spitze Bürgermeister Reis, zu kämpfen. Beeindruckend sind die 
Veröffentlichungen im Kreisblatt und der Bericht des Bürgermeisters in der 
Stadtverordnetenversammlung am 31. Mai 1916. 
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Im Jahre 1919 mit dem Verhalten des Bürgermeisters beim Einkauf von Lebensmitteln und 
damit verbundenen Gerüchten und Nachreden. 
Etwa 1916 hat Bürgermeister Reis aus einem Geschäft des Lebensmittelamtes der Stadt, bei 
dem ein Gewinn von ca. 1300 M erzielt wurde, sich 1000 M des Gewinns mit der Begründung 
von dem Angestellten Ullmann geben lassen, er wolle die 1000 M auf ein Sparbuch anlegen, 
damit er das Geld für etwaige Fälle zur Verfügung habe, in denen der Magistrat Forderungen 
nicht genehmige. Er ließ die 1000 M als Verkaufsprovision buchen, legte sie auf seinen Namen 
auf ein Buch der Nass. Sparkasse an, das er für etwa 8 Tage in dem Schrank des 
Standesamtes unterbrachte. Nach dieser Zeit war das Buch verschwunden. Am 4.12. gab 
Bürgermeister Reis die 1000 M dem Allmann zurück mit dem Bemerken, er habe eine größere 
Operation durchzumachen. Da man nie wisse, wie so etwas weis gehe, wolle er ihm das Geld 
übergeben, um alles in Ordnung zu haben. Magistrat beschließt, den Bürgermeister Reis um 
Aufklärung zu ersuchen. 
 
Die Erklärung des Bürgermeisters Reis auf die gemäß Magistratsbeschluss vom 5.2.19 an ihn 
gerichtete Anfrage soll zu den Akten genommen werden. 
 
Der Bürgermeister legt Vernehmung ein gegen die Behandlung des Angestellten Ullmann, er 
habe Bücher aus dem Geschäftsjahr 1917 mitgenommen. 
Durch die seitens des Magistratsschöffen Buse vorgenommene Vernehmung des Lagerhalters 
Kratz wurde festgestellt, dass Herr Kratz die Bücher von Herrn Allmann angefangen hat, 
dieselben in Kisten verpackt zuerst im Rathaus in einem der Stadt gehörenden Raum 
untergebracht und dieselben am Montag dem 10.3. Herrn Allmann wieder übergeben hat. 
Weiterhin berichtete Herr Bürgermeister die Aussage des Angestellten Ullmann das 
Lebensmittelamt habe von Herrn Bürgermeister Reis gezogen dahin, dass er auf Wunsch 
einiger Lieferanten, welche teils Beamte waren, seinen Namen hergab, da es Ware war, die 
nicht verkauft werden dürfte. (Fisch, Kartoffeln) und teilweise Eigentum der Stadt Cöln, 
teilweise Eigentum seines Schwiegersohnes E. Hoffmann aus Cöln war. 
Herr Bürgermeister Reis bedauert es, dass man das Entgegenkommen seiner nächsten 
Verwandten (Vater und Schwiegervater) der Stadt Montabaur gegenüber jetzt auf diese Weise 
durch unrichtige Behauptungen lohnt. 
Ferner macht Herr Bürgermeister darauf aufmerksam, dass er bereits am 12.6.18 über die 
Lebensmittelkommission, wozu auch der Magistrat eingeladen war, darauf hingewiesen hat, 
dass das Lebensmittelamt keinen Verdienst mehr aufweisen kann, da jeder freie Handel 
unterbleibt. Es kann also kein Wunder nehmen, wenn im Geschäftsjahr 1918 ohne Überschuss 
gearbeitet wurde. 
Zum Schluss noch gab Herr Bürgermeister die Kündigung des Herrn Ullmann bekannt. Herr 
Ullmann soll gebeten werden, die Stelle weiter zu versehen. 
 
Der Bürgermeister berichtete über ein Gespräch zwischen ihm und dem Bürgermeister Dr. 
Decker von Hadamar gelegentlich der Bürgermeister-Konferenz in Limburg. Herr 
Bürgermeister Dr. Decker teilte mit, dass in seiner Stadtverordnetensitzung und Magistrats-
Sitzung behauptet worden sei, der Bürgermeister von Montabaur habe alle Bücher des 
Lebensmittelamtes unterschlagen, es seien keine Bücher mehr aufzufinden, es sei ein großes 
Durcheinander bei dem Lebensmittelamt in Montabaur. Da diese Behauptungen sich mit den 
Aussagen des Herrn Ullmann dem Magistrat gegenüber decken, die ganze Angelegenheit nur 
eine Sache des Magistrats war und auch nur dort zur Sprache kam, vermuten die 
Bürgermeister Dr. Decker und Reis mit Recht, dass ein Mitglied des Magistrats Schuld an 
diesen Verleumdungen trägt. Herr Bürgermeister ruft den Herren des Magistrats in die 
Erinnerung zurück, dass er schon des Öfteren sich darüber beklagt habe, dass Beschlüsse 
und Unterhaltungen insbesondere Mitteilungen über Personal in die Öffentlichkeit gedrungen 
sind und dass ihm der Herr des Magistrats, welcher diese Mitteilungen der Öffentlichkeit 
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gegeben hat, bekannt ist. Herr Bürgermeister nimmt diesmal von der Weiterverfolgung der 
geschilderten Verleumdungsangelegenheit Abstand. 
 

 
Bürgermeister Reis (vorne rechts) beim 30jährigen Dienstjubiläum des Stadtobersekretärs 
Jakob Blaum 1918 (Original schwarz-weiß). 

 

 

Geheime Sitzung der Stadtverordnetenversammlung am 25. Februar 1920: In geheimer 
Sitzung befaßte sich die Stadtverordnetenversammlung alsdann mit der Niederlegung der 
Leitung des Lebensmittelamtes durch Herrn Bürgermeister Reis. Nach Mitteilung des Herrn 
Bürgermeisters hat er die Leitung des Lebensmittelamts niedergelegt, weil in dem gegen ihn 
eingeleiteten Disziplinarverfahren ihm nach seiner Angabe auch zum Vorwurf gemacht ist, daß 
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er unter Verletzung kriegswirtschaftlicher Bestimmungen zur Versorgung der städtischen 
Bevölkerung Lebensmittel eingekauft habe. Trotz mehrfacher Aufforderung gibt Herr 
Bürgermeister Reis keine nähere Aufklärung, sondern verweist die Versammlung auf die in 
Händen der Regierung befindlichen Akten. Die Stadtverordnetenversammlung beschließt 
darauf, den Herrn Regierungspräsidenten zu bitten ihr zu Händen des 
Stadtverordnetenvorstehers die Disziplinarakten offen zu legen, um sie im Interesse der Stadt 
der Versammlung die Möglichkeit zu geben, festzustellen inwieweit das Disziplinarverfahren 
durch Herrn Bürgermeister Reis bewirkte Einkäufe zum Gegenstand hat, die lediglich die 
bessere Versorgung der Bürgerschaft mit Lebensmitteln bezweckten. In der Versammlung 
wurde der Meinung Ausdruck gegeben, daß ein Bürgermeister schwerlich deshalb, noch dazu 
im Disziplinarwege, bestraft werden könne, weil er für die Bürgerschaft, wenn auch unter 
Übertretung einiger kriegswirtschaftlicher Bestimmungen Lebensmittel besorgt habe. 
Die Versammlung spricht sich mit aller Entschiedenheit dahin aus, daß es unbedingte Pflicht 
des Bürgermeisters sei, die Leitung des Lebendmittelamtes zu behalten. In der Aussprache 
wurde hervorgehoben, daß auch der Magistrat wiederholt dem Bürgermeister gegenüber diese 
Auffassung vertreten habe. Auch wurde hervorgehoben, daß die Versammlung jeden Beamten 
unbedingt decken werde, der z. B. unter Überschreitung der Höchstpreise wichtige 
Nahrungsmittel, die sonst nicht zu erfassen seien, für die Stadt beschaffe. Die Versammlung 
nahm mit Befremden davon Kenntnis, daß die Leitung des Lebensmittelamtes die Angebote 
zweier Gemeinden abgelehnt habe, die der Stadt wöchentlich einen Zentner Butter für den 
Preis von 12,- Mark pro Pfund zu liefern sich bereit erklärt hatten. Es wurde dabei allerdings 
auch hervorgehoben, daß man den Herrn Bürgermeister nicht zwingen könne, ein derartiges 
Geschäft abzuschließen. Weiter wurde aber auch festgestellt, daß in vielen andern 
Gemeinden und Kreisen Geschäfte ähnlicher Art unbeanstandet getätigt worden sind. 
Es kam sodann die Rede auf eine in der Stadt zirkulierende, an den Herrn 
Regierungspräsidenten in Wiesbaden gerichtete Bittschrift, in welcher der Herr 
Regierungspräsident gebeten wird auf den Herrn Bürgermeister Reis dahin zu wirken daß er 
die Leitung des Lebensmittelamtes wieder übernehme und in der der Herr Präsident weiter 
gebeten wird, das gegen Herrn Bürgermeister Reis schwebende Disziplinarverfahren insoweit 
einzustellen, als dasselbe etwaige Übertretungen auf dem Gebiete der 
Lebensmittelversorgung der Stadt zum Gegenstand habe. Nach längerer Aussprache faßte 
die Versammlung einstimmig folgende Resolution die dem Herrn Regierungspräsidenten in 
Wiesbaden durch den Stadtverordneten-Vorsteher zur Kenntnis gebracht werden soll: 
„Zahlreichen Bürgern und Bürgerinnen, der Stadt Montabaur ist vor einigen Tagen durch den 
städtischen Arbeiter Kunoth eine an den Herrn Regierungspräsidenten in Wiesbaden 
gerichtete Eingabe zur Unterschrift vorgelegt worden in welcher der Herr Regierungspräsident 
gebeten wird, dahin zu wirken, daß Herr Bürgermeister Reis die von ihm niedergelegte Leitung, 
des Lebensmittelamtes wieder übernehme und in der weiter die Bitte ausgesprochen wird, der 
Herr Regierungspräsident möge dahin wirken, daß das gegen Herrn Bürgermeister Reis 
eingeleitete Disziplinarverfahren insoweit eingestellt werde, als es angebliche Übertretungen 
der kriegswirtschaftlichen Bestimmungen über den Verkehr mit Lebensmitteln zum 
Gegenstand habe. Nach den bestimmten Ausführungen verschiedener Bürger nimmt die 
Stadtverordnetenversammlung es als erwiesen an: 
1. daß die Bittschrift mit Wissen, des Bürgermeisters von einem seiner Untergebenen zwecks 
Sammlung von Unterschriften bei den Bürgern und Bürgerinnen der Stadt umhergetragen 
worden ist, 
2. daß eine Reihe von Unterzeichnern der Eingabe über deren Inhalt von dem betreffenden 
städtischen Arbeiter insofern unrichtig belehrt worden sind, als ihnen nur gesagt worden ist, 
es handele sich darum, im Interesse der Lebensmittelversorgung der Stadt dahin zu wirken, 
daß Herr Bürgermeister Reis die Leitung des Lebensmittelamtes wieder übernehme, daß den 
betreffenden Bürgern aber verschwiegen worden ist, daß die Eingabe gleichzeitig eine 
Einwirkung auf das schwebende Disziplinarverfahren herbeizuführen bezweckt. 
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Die Stadtverordnetenversammlung erklärt, daß im Interesse der Stadt eine ordnungsmäßige 
Durchführung des Disziplinarverfahrens notwendig erscheint." 
 
Der Magistrat nimmt in der Sitzung vom 12. August 1920 von Anzeige des Bürgermeisters 
Reis über Wohnungswechsel und besuchsweise Übersiedlung nach Cöln, Ehrenstr. 35 a-37, 
Kenntnis. 
 

 
 
Geheime Sitzung vom 15. Februar 1921: 
In geheimer Sitzung wurde sodann über die Bürgermeisterfrage verhandelt. Herr 
Stadtverordneten-Vorsteher verliest ein Schreiben des Oberverwaltungsgerichts in Berlin vom 
20. 1. 1921, wonach der Einspruch des Bürgermeisters Reis gegen das Urteil des Bezirks-
Ausschusses in Wiesbaden vom 13. April 1920 auf Dienstentlassung abgewiesen ist. Somit 
scheidet Reis endgültig aus dem Dienst der Stadt und die Stelle kann neu besetzt werden. 

Gegen den Bürgermeister war 1919 ein Disziplinarverfahren wegen Unsittlichkeit mit einer 
Sekretärin und wegen eines Militärautos zum Preis von 45 Mark eingeleitet worden, so in den 
Aufzeichnungen von → Heinrich Fries. Der Bezirksausschuss in Wiesbaden bestrafte ihn im 
Urteil vom 13. April 1920 mit der Entlassung aus dem Dienst. Im Berufungsverfahren vor dem 
Preußischen Oberverwaltungsgericht in Berlin wurde das Urteil am 20. Januar 1921 bestätigt.  

Dem Bürgermeister wurde weiterhin vorgeworfen, sich beim Einkauf von Weizen „den über 
den Höchstpreis erzielten Erlös für sich verdient [zu] haben“, so jedenfalls die 
Staatsanwaltschaft in einem Strafverfahren vor dem Landgericht Neuwied. Mit Urteil des 
Landgerichtes vom 30. September 1921 wurde Reis aber freigesprochen.  

 
Kreisblatt 10. Dezember 1921. 
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Reis war im Februar 1921 endgültig nach Köln verzogen und übernahm dort in der 
Ehrenstraße 35 a/37 das Fischgeschäft seines Schwiegervaters. 
 
Im Mai 1933 wurde Reis zum Bürgermeister der Ämter Buir und Blatzheim und des Amtes 
Kerpen ernannt. In Kerpen erhielt die NSDAP mit 448 nach dem Zentrum mit 557 die meisten 
Stimmen, die SPD 298, die KPD 240 und die Bürgerliste 226 Stimmen. Kerpens Bürgermeister 
Johannes Kipshoven wurde aus dem Amt gedrängt; sein Nachfolger wurde das NSDAP-
Mitglied Reis. 
 

 
Westerwälder Volks-Zeitung 21. Mai 1933. 

 
Bergheimer Zeitung 19. Mai 1933 

 
 

 
Erft Bote 30. Mai 1933 

 
 

 
Bergheimer Zeitung 4. August 1933 
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In drei Zeitungsartikeln des Jahres 1933 enthält der Name den Zusatz eines Doktors, 
wahrscheinlich irrtümlich. 
 

 
Bergheimer Zeitung 12. August 1933. 

 

 
Erft Bote 16. Oktober 1933. 
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Erft Bote 16. November 1933 

 

 
Bergheimer Zeitung 17. November 1933 

 

Im November 1933 wurde Reis „von der Regierung in Köln“ abberufen; der Grund konnte nicht 
recherchiert werden. 
 
In der Kartei der Gestapo Frankfurt wurde Reis am 18. Januar 1939 mit dem Beruf 
„Bürgermeister“ und noch mit „Wohnung: Montabaur“ unter der Nr. 62.00 R. 383 registriert. 
Anlass war eine „Anfrage Grenzinsp. West“ vom 14. Januar 1939. Zu lesen ist lediglich der 
Vermerk „ehemaliger Separatist. Magistratsmitglied in Montabaur“.  
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Die „Grenzinspektion West“, oft in Verbindung mit einer Dienststelle der Sicherheitspolizei und 
des SD, spielte um das Jahr 1939 eine zentrale Rolle bei der Überwachung der deutschen 
Westgrenze. Der Grenzinspekteur West war eine übergeordnete Instanz für die 
Staatspolizeistellen im Westen des Deutschen Reiches, z. B. in Köln. Die Dienststelle war für 
die Überwachung des Personenverkehrs und die Abwehr „staatsfeindlicher“ Aktivitäten im 
Grenzgebiet zu den westlichen Nachbarstaaten zuständig. Sie koordinierte den Einsatz von 
Personal und Material zur Grenzsicherung im Bereich des sog. Westwalls. Mit der Gründung 
des Reichssicherheitshauptamtes (RSHA) im September 1939 wurden die Strukturen 
formalisiert; die Grenzpolizei unterstand dem Amt IV (Gestapo). Köln war 1939 ein 
strategischer Knotenpunkt für den Verkehr und die Verwaltung im Westen. Die lokale 
Staatspolizeistelle Köln arbeitete eng mit dem Grenzinspekteur zusammen, um politische 
Gegner zu verfolgen und Grenzkontrollen durchzuführen. 
 
Vermutlich hatte sich Reis bei der Grenzinspektion Köln beworben und es handelte sich bei 
dem Vorgang um eine routinemäßige Anfrage. 
 
Ob Reis sich tatsächlich an der Bewegung der Rheinischen Separatisten beteiligte, lässt sich 
ebenfalls nicht mehr aufklären. Die Separatisten riefen 1923 in Köln und anderen Rheinland-
Städten die „Rheinische Republik“ aus, um sich von Preußen zu lösen, unterstützt von 
französischen Besatzungstruppen. 
 
Nach den Aufzeichnungen von → Heinrich Fries ist Hans Reis am 10. Mai 1943 in Köln-Deutz 
verstorben. 
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